
Satzung
des K leingartenvereins Gartenbauverein 
Fürth e.V. 

§ 1 - Name und Sitz des Vereins

Der Verein führt den Namen:
 
Gartenbauverein Fürth eingetragener Ver-
ein 

und ist im Vereinsregister des Amtsgerichtes 
Fürth, VR 202 eingetragen. 
Er hat seinen Sitz in: Fürth. 
Er ist Mitglied des Landesverbandes Bayeri-
scher Kleingärtner e.V. 

§ 2 - Geschäfts- und Rechnungsjahr 
des Vereins 

Das Geschäfts- und Rechnungsjahr des 
Vereins ist das Kalenderjahr. 
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§ 3 - Zweck und Aufgaben des Vereins 

(1)
Der Verein ver folgt ausschließlich und un-
mittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ 
der Abgabenordnung und des Bundesklein-
gartengesetzes. 

Zweck und Aufgaben des Vereins sind die 
Erhaltung und Schaffung öffentlichen Grüns 
durch die Förderung des Kleingartenwesens 
(„Kleingärtnerei“ im Sinne der Abgabe-
nordnung). 

Der Verein ist selbstlos tätig; er ver folgt 
nicht in erster Linie eigenwirtschaftl iche 
Zwecke. 

Mittel des Vereins dür fen nur für die sat-
zungsmäßigen Zwecke verwendet werden.
 
Die Mitglieder des Vereins erhalten keine 
Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es 
dar f keine Person durch Ausgaben, die 
dem Zwecke des Vereins fremd sind oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
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begünstigt werden. Den Bestimmungen die-
ses Absatzes steht der Ersatz von Aufwen-
dungen nicht entgegen, die für Ausgaben 
im Sinne des Vereinszwecks verwandt wer-
den. 

Der Verein ist parteipolitisch und konfessio-
nell neutral. 

(2) 
Der Satzungszweck und die Aufgaben wer-
den verwirklicht insbesondere durch: 

a) Förderung aller Maßnahmen zur Schaf-
fung und Erhaltung von der Allgemeinheit 
zugänglichen Kleingartenanlagen im Inte-
resse der Gesunderhaltung der gesamten 
Bevölkerung; 

b) Berücksichtigung und Förderung der Be-
lange des Umweltschutzes, des Naturschut-
zes und der Landschafts-pflege bei der Nut-
zung und Bewirtschaftung des Kleingartens; 

c) Weckung und Intensivierung des Interes-
ses in der Bevölkerung - insbesondere bei 
der Jugend für den Kleingarten als Teil des 
öffentlichen Grüns. 
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d) Betreuung und Beratung der Mitglieder 
in fachlichen Fragen. Die Förderung des Er-
werbsobstbaues und des Erwerbsgarten-
baues ist nicht Aufgabe des Vereins; 

e) Verpachtung, Vergabe und Verwaltung 
des Vereinsgrundstückes im Sinne der Klein-
gartenbestimmungen. Bei der Verpachtung 
der Gartenparzellen durch Abschluss eines 
Pachtvertrages sind bevorzugt Bewerber zu 
berücksichtigen, denen es aus finanziellen 
Gründen nicht möglich ist, von privater Sei-
te Gartenland zu pachten oder ein Grund-
stück zu erwerben. Zu diesem Personenkreis 
zählen in erster Linie Interessenten mit ge-
ringem Einkommen (z.B. kinderreiche Fami-
lien, Versehrte, Rentner). 

§ 4 - Mitgliedschaft

(1) 
Der Verein besteht aus: 

a) Ordentlichen Mitgliedern, die Pächter 
eines Kleingartens sind. Sie sind die Pächter 
der Kleingartenparzellen innerhalb der An-
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lage. 

b) Ordent l ichen Mi tg l ieder n, d ie n icht 
Pächter eines Kleingartens sind. 

(c) Ehrenmitgliedern. 
Die Mitgl iederversammlung kann Persön-
lichkeiten, die sich um das Kleingartenwe-
sen besonders verdient gemacht haben, 
auf Vorschlag des Vorstandes zu Ehrenmit-
gliedern er-nennen.
 
(2)
Ordentliches Mitglied kann jede volljährige 
natürliche Person werden, sowie juristische 
Personen des Privaten Rechts. 

(3) 
Die Aufnahme in den Verein ist schriftl ich 
b e i m Vo r s t a n d z u b e a n t r a g e n . D i e s e r 
entscheidet durch Beschluss über die Auf-
nahme. Der Beschluss ist dem Antragsteller 
schrift l ich mitzuteilen, er muss nicht be-
gründet werden. 
Soll der Bewerber in den Verein aufgenom-
men werden, so beginnt die Mitgliedschaft 
mit Eingang der Aufnahmegebühr auf dem 
zu benennenden Vereinskonto.
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(4)
Erhält der Antragsteller einen ablehnenden 
Beschluss, so kann er innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang der schriftl ichen Ableh-
nungsmitteilung Einspruch beim Vorstand 
e in legen. Der E in sp ruch hat ebenfa l l s 
schriftl ich zu er folgen. Gibt der Vorstand 
dem Einspruch nicht statt, hat er die Ange-
legenheit der nächsten Mitgliederversamm-
lung vorzulegen. 
Vor der Entscheidung der Mitgl iederver-
sammlung ist die Anrufung der ordentlichen 
Gerichte nicht zulässig.
 
(5)
Die Mitgliedschaft ist nicht vererblich und 
nicht übertragbar. 

(6)
Die Daten der Mitglieder dür fen für Vereins-
zwecke gespeichert und verarbeitet wer-
den. Eine 
anderweitige Verwendung oder Weitergabe 
der gespeicherten Daten an Außenstehen-
de bedarf der schriftl ichen Zustimmung des 
Mitgliedes bzw. der Mitglieder. 
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§ 5 - Beendigung der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft endet: 

(1)
Durch Austritt des Mitglieds. 
Der Austritt ist jeweils zum Ende eines Ka-
lenderjahres möglich. Das Mitglied muss bis 
spätestens 30. September des laufenden 
Jahres seinen Austritt schriftl ich zum Ende 
d e s K a l e n d e r j a h r e s g e g e n ü b e r d e m 
Vorstand erklären. Maßgeblicher Zeitpunkt 
ist der Zugang der Austrittserklärung beim 
Vorstand.
 
(2) 
Durch Tod des Mitglieds. 
Die Mitgliedschaft ist nicht vererblich und 
nicht übertragbar. 

(3) 
Durch Ausschluss des Mitglieds durch den 
Verein. 
Ein Mitglied kann aus dem Verein ausge-
schlossen werden, wenn es 

a) trotz schriftl icher Mahnung mit seinen 
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Zahlungsverpfl ichtungen gegenüber dem 
Verein mindestens drei Monate im Verzug 
ist. 

b ) s c h u l d h a f t d i e i h m a u f g r u n d d e r 
Satzung, der Gartenordnung oder aufgrund 
von Mitg l iederbeschlüssen obl iegenden 
Pflichten verletzt. 

c) durch sein Verhalten schuldhaft das An-
sehen oder die Interessen des Vereins in er-
heblicher Weise schädigt oder sich schuld-
haft gegenüber anderen Mitgliedern des 
Vereins gewissenlos verhält. 

d) bei der Bewirtschaftung seines Kleingar-
tens oder aufgrund seines Verhaltens in der 
Kleingartenanlage die Voraussetzungen der 
Kündigung des Kleingartenpachtvertrages 
nach §§ 8, 9 Abs. 1 Ziffer 1 Bundeskleingar-
tengesetz er füllt. 

Ü b e r d e n A u s s c h l u s s e n t s c h e i d e t d e r 
Vorstand in einer Vorstandssitzung. Das aus-
zuschließende Mitglied ist zu dieser Sitzung 
mit einer Frist von zwei Wochen schriftl ich 
einzuladen. Die Gründe des beabsichtigten 
Ausschlusses sind dem Mitglied mitzuteilen. 
Ihm ist Gelegenheit zu geben, sich zu den 
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erhobenen Vorwür fen zu äußern. 
Der Beschluss über den Ausschluss ist dem 
Mitglied mit der Begründung des Ausschlus-
ses schriftl ich bekannt zu geben. 
Gegen den Ausschließungsbeschluss steht 
dem betroffenen Mitglied das Rechtsmittel 
der Beschwerde zu. Die Beschwerde mit 
Begründung ist innerhalb einer Frist von ei-
nem Monat ab Zustellung der Entscheidung 
schriftl ich an den Vorstand zu richten. Gibt 
der Vorstand der Beschwerde nicht statt, so 
hat er diese der nächsten Mitgliederver-
sammlung zur Entscheidung vorzulegen. Bis 
zur Entscheidung der Mitgliederversamm-
lung ruhen die Rechte und Pflichten aus der 
Mitgliedschaft. 
Der Weg zu den ordentlichen Gerichten ist 
b is zur Entscheidung der Mitgl iederver-
sammlung nicht zulässig.
 
(4) 
Mit Beendigung der Mitgl iedschaft erlö-
schen mit Ausnahme des Anspruchs des 
Vereins auf rückständige Beitragsforderun-
gen, Umlagen und Gebühren alle Ansprü-
che aus dem Mitgliedschaftsverhältnis. 
Bleibt das Pachtverhältnis nach Beendi-
gung der Mitgliedschaft bestehen, ist ein 
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Verwaltungskostenbeit rag zu entr ichten, 
dessen Höhe vom Vorstand festgelegt wird. 

§ 6 - Rechte und Pflichten der
Mitglieder 

(1) 
Den Ordentl ichen Mitgl iedern steht das 
Recht zu: 

a) bei den Beschlüssen und Wahlen der 
Mi tg l iederver sammlung nach Maßgabe 
dieser Satzung mit zu bestimmen und An-
träge einzubringen sowie ein Amt zu über-
nehmen; 

b) an den Veranstaltungen und Einrichtun-
gen des Vereins teilzunehmen, Beschwer-
den, Vorsch läge und Ant räge an den 
Vorstand des Vereins zu richten; 

c) die fachliche Betreuung und Beratung in 
Anspruch zu nehmen.
 
(2)
Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) die Interessen des Vereins zu wahren und 
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zu fördern und alle ihnen aufgrund der 
Satzung, der Gartenordnung, der Vereins-
beschlüsse und des Kleingarten-Pachtver-
trages obliegenden Pflichten zu er füllen 

b) die Beiträge, Umlagen und Gebühren 
zum festgelegten Termin in der festgesetz-
ten Höhe an den Verein zu entrichten;
 
c) Arbeitsleistungen für Gemeinschaftsein-
richtungen des Vereins zu erbringen, glei-
ches gilt auch für Vereinsveranstaltungen. 
Die Anzahl der Arbeitsstunden sowie deren 
Abgeltung werden von der Mitgliederver-
sammlung festgelegt.
 
§ 7 - Beiträge 

(1) 
Der Verein erhebt zur Er füllung seiner Auf-
gaben Beiträge, Umlagen und Gebühren, 
deren Höhe und Fälligkeit von der Mitglie-
derversammlung festgesetzt werden.
 
(2) 
Bei der Aufnahme in den Verein ist eine 
Aufnahmegebühr zu zahlen. 
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(3) 
Ordentliche Mitglieder, die Pächter eines 
Kleingartens sind, zahlen den vollen Mit-
gliedsbeitrag. 
Ordentliche Mitglieder, die nicht Pächter 
eines Kleingartens sind, zahlen einen ermä-
ßigten Mitgliedsbeitrag.
 
(4) 
Wird die Mitgliedschaft innerhalb eines Jah-
res begonnen oder beendet, so ist in jedem 
Falle ein vollständiger Jahresbeitrag zu ent-
richten. 

(5)
Ehrenmitglieder sind von der Aufnahmege-
bühr und den Mitgliedsbeiträgen befreit.

 
§ 8 - Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind:
 
a) die Mitgliederversammlung (§ 9) 

b) der Vorstand (§ 10) 
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§ 9 - Mitgliederversammlung 

(1)
Alljährlich ist im ersten Halbjahr eine ordent-
liche Mitgliederversammlung einzuberufen. 
Ihr obliegt vor allem: 
Die Entgegennahme und Genehmigung des 
Jahresberichtes, des Kassenberichts, des 
Revisionsberichtes und die Entlastung des 
Vorstandes; 
die turnusmäßige Durchführung der Wahl 
des Vorstandes und der Revisoren, 
die Festsetzung der Beiträge, Umlagen und 
Gebühren, die Festsetzung der Höhe der 
pauschalen Tätigkeitsvergütung für ehren-
amtliche Vorstandsmitglieder und Revisoren 
(siehe §10.14 Ehrenamtspauschale) die zu 
leistenden Arbeitsstunden und deren Abgel-
tung; 
die Festsetzung der pauschalen Aufwands-
entschädigung für Vorstandsmitglieder; 
die Beschlussfassung über Änderungen der 
Satzung und über die Auflösung des Ver-
eins; 

(2) 
Weitere Mitgliederversammlungen sind vom 
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Vorstand einzuberufen, wenn das Interesse 
des Vereins es er fordert oder die Einberu-
fung von einem Drittel der Vereinsmitglieder 
schriftl ich unter Angabe des Zwecks und 
der Gründe beim Vorstand beantragt wird. 

(3)
Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vor-
sitzenden, im Verhinderungsfall von einem 
anderen Vorstandsmitglied schriftl ich unter 
Angabe der Tagesordnung und unter Be-
achtung einer Frist von zwei Wochen einbe-
rufen. Sie ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden Mitglieder beschlussfähig.
 
(4)
Die Mitgliederversammlung fasst ihre Be-
schlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit der 
anwesenden Mitglieder. Zu Änderungen der 
Satzung oder der Auflösung des Vereins ist 
eine Stimmenmehrheit von ⅔ (zwei Drittel) 
der anwesenden ordentlichen Vereinsmit-
glieder er forderlich. 

(5)
Jedes ordentliche Mitglied des Vereins hat 
in der Mitgliederversammlung eine Stimme. 
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Eine Briefwahl ist ausgeschlossen.
 
(6)
Anträge zur Mitgliederversammlung müssen 
mindestens acht Tage vorher schr i ft l ich 
beim Vorstand eingereicht werden. Verspä-
tete Anträge können in die Tagesordnung 
der Mitgliederversammlung aufgenommen 
werden, wenn mindestens ein Drittel der in 
der Mitgl iederversammlung anwesenden 
ordentlichen stimmberechtigten Mitglieder 
zustimmt. Anträge auf Auflösung des Ver-
eins oder auf eine Änderung der Satzung 
dür fen nicht als Dringlichkeitsanträge ein-
gebracht werden. 

(7)
Für die Wahlen wird bestimmt:
 
a) die Mitgliederversammlung wählt auf 
Vorschlag des Vorstandes einen Wahlaus-
schuss, der die Wahl leitet, die Stimmen 
auszählt, das Wahlergebnis bekannt gibt 
und die Gewählten befragt, ob sie die Wahl 
annehmen. Der Wahlausschuss besteht aus 
drei Mitgliedern. Es wird in offener Abstim-
mung gewählt, falls sich gegen die offene 
Abstimmung kein Widerspruch erhebt. 
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b) gewählt ist, wer bei der Abstimmung 
mehr als d ie Hälf te der abgegebenen 
Stimmen der erschienenen, ordentl ichen 
Mitglieder erhält. Erreicht im ersten Wahl-
gang keiner der Bewerber die er forderliche 
Stimmenzahl, findet ein zweiter Wahlgang 
statt, in dem gewählt ist, wer die meisten 
abgegebenen Stimmen erhält. Bei Stimm-
engleichheit entscheidet das Los.

c) die Wahl der Vorstandsmitglieder und der 
Revisoren kann durch Handaufheben er fol-
gen, wenn die Mitgliederversammlung dies 
beschließt und nur ein Wahlvorschlag vor-
liegt; 

d) wählbar ist jedes ordentliche Mitglied 
des Vereins. 
Ein nicht anwesendes Mitglied kann auch 
gewählt werden, wenn vor Eintritt in die 
Wahlhandlung seine schriftl iche Erklärung 
vorliegt, dass es die Wahl annehmen wird.
 
e) Stimmenthaltungen gelten als nicht ab-
gegebene Stimmen. 

(8) 
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Über den Verlauf der Mitgliederversamm-
lung und über die dort gefassten Beschlüsse 
ist eine Niederschrift zu fertigen. Diese ist 
vom Schriftführer zu unterschreiben und 
vom Vorsitzenden zu bestätigen. Der Inhalt 
der Niederschrift ist den Mitgliedern in der 
nächsten Mitgliederversammlung zur Ge-
nehmigung bekannt zu geben. 

§ 10 - Der Vorstand 

(1) 
Der Vorstand setzt sich zusammen aus:
 
a) dem ersten Vorsitzenden, 

b) dem zweiten Vorsitzenden, 

c) dem Kassier 

d) dem Schriftführer 

(2) 
Der K le ingar tenvere in Gartenbauvere in 
Fürth e. V. wird gerichtlich und außerge-
richtlich vertreten (§ 26 BGB) 

a) durch den ersten oder zweiten Vorsitzen-

           Seite 17



den - je einzeln – oder 

b) durch jeweils zwei weitere Vorstandsmit-
glieder - gemeinsam 
. 
(3) 
Im Innenverhältnis wird bestimmt, dass 

a) der zweite Vorsitzende den ersten Vorsit-
zenden und 

b) je zwei weitere Vorstandsmitglieder den 
ersten und den zweiten Vorsitzenden nur 
bei deren Verhinderung vertreten können. 

(4)
Die Vorstandsmitglieder werden von der 
Mitgliederversammlung auf die Dauer von 4 
Jahren einzeln und in ein bestimmtes Amt 
gewählt. 
Sie bleiben bis zur Neuwahl des Vorstandes 
im Amt. Eine Wiederwahl ist zulässig. 

(5)
Scheidet ein Mitglied innerhalb der Wahlpe-
riode aus dem Vorstand aus, so beruft der 
verbleibende Vorstand bis zur nächsten or-
dentlichen Mitgliederversammlung ein Er-
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satzmitglied. 
Der Vorstand ist auch beschlussfähig, wenn 
nicht alle Vorstandsämter besetzt sind. 

(6)
Die vorzeitige Abberufung des Vorstandes - 
auch einzelner Vorstandsmitglieder - ist zu-
lässig, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
Sie ist durch die Mitgliederversammlung zu 
beschließen. 
Einen wichtigen Grund stellt insbesondere 
die grobe Pflichtverletzung, die Unfähigkeit 
zur ordnungsmäßigen Geschäftsführung o-
der die sonstige Unzumutbarkeit der weite-
ren Tätigkeit des Vorstands oder einzelner 
Vorstandsmitglieder für den Verein dar. 

(7)
Der Vorstand hat folgende Aufgaben: 
Dem ersten oder zweiten Vorsitzenden ob-
liegen insbesondere:
 
a) Die Einberufung und Leitung der Mitglie-
derversammlungen und der Vorstandssit-
zungen. 
Die Vorstandss i tzungen s ind mindestens 
zweimal im Jahr - im Übrigen nach Bedar f - 
oder auf begründeten Antrag von mindes-
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tens einem Drittel der Vorstandsmitglieder 
mit einer Frist von einer Woche einzuberu-
fen. 

b) Der Vollzug der Beschlüsse der Mitglie-
derversammlungen und der Vorstandssit-
zungen sowie die Erledigung aller in die Zu-
ständigkeit des Vereins fallenden Aufga-
ben. 

(8) 
Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit ein-
facher Stimmenmehrheit der anwesenden 
Vorstandsmitglieder. Bei Stimmengleichheit 
gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(9)
Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle 
Vorstandsmitglieder fristgemäß eingeladen 
sind und mehr als die Hälfte von ihnen an-
wesend ist; 

(10)
Der Schriftführer hat alle Schriftstücke anzu-
fertigen, soweit sie vom Vorsitzenden nicht 
selbst geschrieben werden. Ihm obliegt wei-
terhin die Aufgabe, die Niederschriften ü-
ber die Beschlüsse der Vorstandssitzungen 
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und über die Mitgliederversammlungen zu 
fertigen. 
Die Niederschriften sind vom Vorsitzenden 
und vom Schriftführer zu unterzeichnen. 

(11)
Der Kassier hat im Benehmen mit dem ers-
ten Vorsitzenden alle Einnahmen und Aus-
gaben des Vereins buch- und kassenmäßig 
zu behandeln, am Jahresschluss Rechnung 
zu legen und das Vereinsvermögen zu ver-
wahren.
 
(12)
Durch Beschluss des Vorstandes können 
Vorstandsmitglieder mit besonderen Aufga-
ben oder Sachgebieten betraut werden, 
die sich aus dem Zweck und den Aufgaben 
des Vereins ergeben. Die betreffen-den 
Vorstandsmitglieder haben in diesen Sach-
gebieten beratende und vorbereitende 
Funktion. 
                  
(13) 
Der Vorstand führt die Geschäfte des Ver-
eins grundsätzlich ehrenamtlich. Pauschale 
Aufwandsent schäd igungen können ge-
währt werden, sie sind von der Mitglieder-
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versammlung fes tzusetzen. Notwendige 
Auslagen werden erstattet. 

(14) 
Pauschale Tätigkeitsvergütungen für 
ehrenamtliche Vorstandsmitglieder 
und Revisoren können im Rahmen der 
Gemeinnützigkeitsbestimmungen der 
Abgabenordnung im Sinne des §3/26 
und 26a EStG gewährt werden.

§ 11 - Die Revision 

(1)
Von der Mitgl iederversammlung werden 
zwei Revisoren und ein Ersatzrevisor auf die 
Dauer von 4 Jahren gewählt. Wählbar sind 
nur Vereinsmitglieder. Sie bleiben im Amt bis 
zur Neuwahl . D ie Revisoren s ind ke ine 
Vorstandsmitglieder.
 
(2)
Die Revisoren sind verpflichtet und jederzeit 
berechtigt, die Rechnungsbelege, die Ein-
tragungen im Kassenbuch und das Vereins-
vermögen nach freiem Ermessen oder auf 
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Verlangen des Vorstandes - jährlich mindes-
tens einmal - zu prüfen. 
Nach Abschluss des Geschäftsjahres sind sie 
zu einer ordnungsgemäßen Prüfung des ge-
samten Rechnungswesens des Vereins ver-
pflichtet. 

(3)
Über jede Prüfung ist eine Niederschrift auf-
zunehmen, die dem Vorstand zu übergeben 
ist. Die Revisoren erstatten in der Mitglie-
derversammlung Bericht. 
Der Prüfungsbericht bildet die Grundlage 
für die Entlastung des Vorstandes in der 
Mitgliederversammlung 

§ 12 – Wahlen und Abstimmungen 

Soweit diese Satzung nichts Anderes vor-
schreibt, entscheidet bei Abstimmungen 
und Wahlen eine Mehrheit der abgegebe-
n e n S t i m m e n ; u n g ü l t i g e S t i m m e n u n d 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abge-
gebene Stimmen. 

§ 13 - Eigentumsbegriff 
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Die der Gemeinschaft aller Mitglieder die-
nenden Bauwerke, Einrichtungen und Gerä-
te, die von den Mitgliedern durch eigene 
Arbeitsleistung, durch finanzielle und mate-
rielle Beiträge errichtet oder angeschafft 
werden oder err ichtet und angeschafft 
worden sind, werden Eigentum des Klein-
gartenvereins. 
Die Begründung von Vorbehaltsgut ist aus-
geschlossen.

§ 14 Eigentum des Vereins
 
Dem Gartenbauverein Fürth e. V. gehören 
folgende Liegenschaften: 

(1) 
63,5 Ar Gartenland in Fürth an der Espan-
straße 62 und an der Kutzerstraße Fl.-Nr. 
880/2 und 880/11 Gemarkung Poppenreuth 
(Espan). Das Grundstück an der Espanstra-
ße ist bebaut mit einem Wohn- und Wirt-
schaftsgebäude einer Remise sowie einem 
Lagerschuppen. 

(2) 
18,1 Ar Gartenland an der Roßbrücke Fl.-Nr. 
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675 Gemarkung Poppenreuth (Espan) 

§ 15 Verpachtung der Gaststätte
 
(1)
Die Gaststätte ist nach einem von der Mit-
gl iederversammlung zu genehmigendem 
Pachtvertrag zu verpachten. 

(2)
Der Pächter w i rd durch den Vors tand 
(Vorstandsbeschluss) bestimmt. 

(3) 
Der Pächter der Gaststätte dar f nicht Mit-
glied des Gartenbauvereins sein. 

§ 16 - Auflösung des Vereins 

Die Parzellenpächter sind bei Auflösung des 
Vereines mit einer Entschädigung abzufin-
den. 
Die Höhe der Entschädigung ist für jede 
Parzelle von einem Sachverständigen des 
Landesverbandes der Bayerischen Klein-
gärtner e. V. zu ermitteln. 
Bei der Auflösung des Kleingartenvereins o-
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der bei Wegfall seines bisherigen Zwecks 
fällt das Vermögen nach Auszahlung aller 
Entschädigungen an die Stadt Fürth mit der 
Auflage, es ausschließlich und unmittelbar 
für gemeinnützige Zwecke im Bereich des 
Kleingartenwesens zu verwenden. 

§ 17 - Schlussvorschriften
 
(1) 
In allen in dieser Satzung nicht geregelten 
Fällen entscheidet die Mitgliederversamm-
lung. 

(2)
Diese Satzung wurde am 22.03.2013 in der 
Mitgliederversammlung beschlossen. 

Sie tritt mit der Eintragung in das Vereinsre-
gister des Amtsgerichts Fürth - Registerge-
richt - am 10. Oktober 2013 in Kraft. 
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